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Kurz informiert

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Ihr Abonnement

Mehr als eine Fachzeitschrift

Print: das Heft

• Kurz, prägnant, verständlich

• Konkrete Handlungsempfehlungen

• Praxiserprobte Arbeitshilfen

Online: die Website

erbbstg.iww.de

•  Aktuelle Ausgabe bereits eine Woche 
vor Heftauslieferung verfügbar

• Ergänzende Downloads

• Ausgabenarchiv mit Urteilsdatenbank

Mobile: die myIWW-App für Apple iOS und Android

iww.de/SL1913

•  Funktionen der Website für mobile Nutzung 
optimiert

•  Offline-Nutzung möglich, z. B. im Flugzeug

Social Media: die Facebook-Fanpage

facebook.com/erbbstg.iww

• Aktuelle Meldungen aus der Redaktion

• Forum für Meinung und Diskussion

• Kontakt zu Experten und Kollegen

• Kurz, prägnant, verständlich• Kurz, prägnant, verständlich

▶▶ Oberlandesgericht Oldenburg
Wer zahlt fürs Pflegeheim?

| Ein Pflegeheim hatte vor dem LG Oldenburg mit Erfolg gegen die Tochter 
 einer verstorbenen Heimbewohnerin geklagt. Die Tochter hatte beim  Einzug 
ihrer Mutter ins Heim eine Kostenübernahmeerklärung unterschrieben. 
Das OLG Oldenburg hat jetzt die Tochter zur Zahlung von rückständigen 
Heimkosten von 5.600 EUR verurteilt. |

Die Tochter sieht sich nicht in der Pflicht. Nach ihrer Auffassung haftet sie 
nicht für die rückständigen Heimkosten, denn sie habe die Erbschaft nach 
ihrer Mutter ausgeschlagen. Zudem liege ein Verstoß gegen § 14 Abs. 1 Wohn- 
und Betreuungsvertragsgesetz vor:  Danach kann ein Pflegeheim vom Heim-
bewohner Sicherheiten für die Erfüllung seiner Pflichten aus dem Heimver-
trag nur verlangen, wenn dies im Heimvertrag selbst konkret vereinbart ist.

Das OLG hat entschieden, dass die Tochter zahlen muss (OLG Oldenburg  
21.12.16, 4 U 36/16, Abruf-Nr. 191615). Das Ausschlagen der Erbschaft ändere 
daran nichts, weil es nicht um den Anspruch gegen die Mutter gehe, sondern 
um einen direkten Anspruch des Pflegeheims gegen die Tochter aufgrund der 
von ihr unterschriebenen Erklärung. Auch einen Verstoß gegen § 14 Abs. 1 
Wohn- und Betreuungsvertrags gesetz konnte der Senat nicht feststellen. Die 
Erklärung der Tochter sei auch dann gültig, wenn sie separat vom  Heimvertrag 
abgeschlossen worden sei. Aber selbst wenn man einen Verstoß annehmen 
würde, müsse die Tochter haften. Denn das Wohn- und Betreuungsvertrags-
gesetz solle nur den Heimbewohner schützen, nicht aber dessen Angehörige.

unabhängig vom 
Heimvertrag – tochter 
hatte eine Kosten-
übernahmeerklärung 
unterschrieben

▶▶ Bundesgerichtshof
Kein Pfändungsschutz für Pflichtteils ansprüche

| Unter den Begriff „sonstige Einkünfte“ i. S. des § 850i ZPO fallen nur 
eigen ständig erwirtschaftete Einkünfte. Ansprüche aus einem Pflichtteils-
anspruch zählen nicht hierzu (BGH 7.4.16, IX ZB 69/15, Abruf-Nr. 185512). |

Der BGH stellt klar, dass Pflichtteilsansprüche nicht unter § 850i ZPO fallen. 
Als sonstige Einkünfte sind alle eigenständig erwirtschafteten Einkünfte 
anzu sehen. Ziel des Gesetzgebers sei es, dass die Mittel, die der Schuldner 
zu seinem Lebensunterhalt braucht, vorrangig von ihm selbst erwirtschaftet 
werden sollen. Insofern werden von § 850i ZPO auch Miet- und Pachteinnah-
men aus einem Nießbrauch sowie Einnahmen aus einer Untervermietung 
erfasst. Gewünscht ist, dass ein Schuldner seinen Lebensunterhalt durch 
 eigene, wirtschaftliche Bemühungen bestreiten kann. Ein weiterführender 
Schutz des Schuldners ist jedoch vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt.

merKe | Handelt es sich bei den sonstigen Einkünften nicht um Erwerbsein-
künfte, können diese Einkünfte nur für unpfändbar erklärt werden, soweit dies 
erforderlich ist, damit dem Schuldner ein unpfändbares Einkommen in Höhe der 
von § 850c Abs. 1, 2a ZPO bestimmten Beträge verbleibt.

Dagegen können 
nießbrauchserträge 
unpfändbar sein


